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1.  Einleitung: Die Öffentlichkeitsarbeit  
zur Vermittlung der „Agenda 2010“ 

Am 14. März 2003 verkündete der damalige Bundeskanzler und 
SPD-Vorsitzende Gerhard Schröder in einer Rede vor dem deut-
schen Bundestag („Mut zum Frieden und Mut zur Veränderung“) 
ein Reformprogramm zur Sicherung der Sozialsysteme und zum 
Umbau des Arbeitsmarktes. Dieses Programm trug den Titel 
„Agenda 2010“. In dieser Arbeit befasse ich mich mit der kommuni-
kativen Vermittlung der „Agenda 2010“. 
Nach der Bundestagswahl 1998 erwartete man von der neuen Regie-
rung einen umfassenden Politikwechsel, „der sowohl die politischen 
Inhalte als auch den Regierungsstil umfassen sollte.“ (Zohlnhöfer 
2003: 399) Dem damaligen Kanzleramtsminister Frank Walter 
Steinmeier zufolge war das Erwirken eines gesamtgesellschaftli-
chen, reform- und ergebnisorientierten Konsenses das Ziel ihrer 
Politik (vgl. Steinmeier 2001: 265). So war die erste Legislaturperio-
de der rot-grünen Regierung besonders von zwei Tendenzen be-
stimmt. Erstens von medienorientiertem Regieren, bzw. „Telepoli-
tik“ (vgl. u. a. Korte 2004: 211f und Kapitel 3.3.3.). Zweitens vom 
Einsetzen von Kommissionen und Bündnissen, durch die politische 
Entscheidungen konsensgerecht gestaltet werden sollten (vgl. u. a. 
Murswieck 2003, Steinmeier 2001, Korte 2004: 208f). 
Das erste Jahr der Legislaturperiode war zunächst von einer gewis-
sen Konzeptlosigkeit bestimmt, die von einzelnen Nachbesserungen 
und von „Anfängerfehlern“ gekennzeichnet war. Offenbar mangelte 
es aufgrund der fehlenden Regierungserfahrung beider Parteien an 
eindeutigen politischen Zielsetzungen (vgl. Egle 2003: 17). Die zwei-
te Phase der Regierungszeit war von wirtschaftlichem Wachstum 
und dem Rückgang der Arbeitslosenzahlen bestimmt (vgl. Egle 
2003: 18). „Notwendige, aber unpopuläre Maßnahmen zur Lösung 
der strukturellen Probleme des deutschen Arbeitsmarktes“ (Egle 
2003: 18) wurden aber nicht angegangen. In den Bereichen Energie-
politik, Steuern und Rente brachte man hingegen Gesetze voran 
(vgl. Egle 2003: 19). Nach dieser Phase des Aufschwungs kletterten 
die Arbeitslosenzahlen über die Marke von 4 Millionen gemeldeter 
Arbeitslosen. Die Zustimmung für die Regierung sank, überra-
schend reichte es nach den Bundestagswahlen 2002 dennoch zu 
einer knappen Mehrheit und damit für eine Neuauflage der rot-
grünen Koalition. 
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1.1.  Politikvermittlung am Beispiel der „Agenda 2010“ 

Nach der Wahl befand sich die Regierung aufgrund sich verän-
dernder wirtschaftlicher Rahmenbedingungen, sinkender Zustim-
mung in der Bevölkerung und dem Scheitern des „Bündnisses für 
Arbeit“ in einer schwierigen Lage. In dieser Situation verkündigte 
Bundeskanzler Schröder sein Reformprogramm. Grundlegend für 
die reformpolitischen Ziele der „Agenda 2010“ waren die im August 
2002 vorgestellten Vorschläge der „Kommission für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“1 (vgl. Hartz 2002). Die ersten 
Gesetze auf Basis des Kommissionsberichtes wurden  von der Bun-
desregierung bereits Ende 2002 verabschiedet.2 Weitere Maßnahmen 
waren u. a. der Umbau der Bundesanstalt für Arbeit und die Zu-
sammenlegung von Arbeitslosengeld und Sozialhilfe. Begleitet 
wurde der Entscheidungsprozess von politischen Diskussionen 
zwischen Bundesregierung und Oppositionsparteien und von Pro-
testen aus Teilen der Bevölkerung und den Gewerkschaften. In 
Umfragen zeigte sich die Bevölkerung gespalten: Die eine Hälfte 
lehnte die Reformvorschläge als zu weitgehend und als „Sozialab-
bau“ ab. Der anderen Hälfte gingen die Vorschläge nicht weit genug 
(vgl. Infratest-Dimap Deutschlandtrend 05/2003: 11). Zur Notwen-
digkeit der Reformpolitik verlautbarte Gerhard Schröder später: 
„Ich kann nur diese Politik weiterführen – und ich will nur diese 
Politik weiterführen“ (vgl. Schröder nach SZ vom 13.05.2005). 
Der Reformprozess stellte auch das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung (BPA)3 „vor neue und ganz besondere Heraus-
forderungen bei der Politikvermittlung“ (BT Drucksache 15/2912: 
3). Es informierte einerseits über die Maßnahmen und Gesetze und 
versuchte andererseits, die „Agenda 2010“ als „Synonym für Re-
formpolitik“ (Zypries 2004) bekannt zu machen. Die Öffentlichkeits-
arbeit umfasste verschiedene Instrumente, die wichtigsten waren 
die beiden Plakat- und Anzeigenkampagnen „Deutschland bewegt 
sich“ und „Agenda 2010 – Warum? Darum!“.  

                                                 
1  Im Folgenden „Hartz-Kommission“, nach ihren Vorsitzendem, dem 

damaligen VW-Personalchef Peter Hartz 
2  Die „Gesetze für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz I 

und Hartz II) traten am 23.12.2002 in Kraft (siehe Kapitel 5.4.1.) 
3  Im Folgenden werde ich die gängigen Abkürzungen für Institutionen 

oder Politische Parteien verwenden. Diese sind im Abkürzungsverzeich-
nis im Anhang der Arbeit aufgeführt. 


